
Bundessozialgericht

5a RKn22/85 Im Namen des Volkes

Urteil

in dem Rechtsstreit

in...ooooooooooouooo.oonloonouoooooonoooooot‚

Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter: .... no.-cooo.oooooco‚

g e g e n

oo.......no...e...-0000.00.ooooooooooouo.ooo,

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 58 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne mündliche

Verhandlung am 6. August 1986

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landessozial-

gerichts für das Land Nordrhein-Westfalen vom 19. September

1985 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten für das Revisionsverfahren sind

zwischen den Beteiligten nicht zu erstatten.
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Streitig ist zwischen den Beteiligten, ob die Rente des Klägers

unter Berücksichtigung einer Ausfallzeit vom 7. Dezember 1978

bis zum 19. November 1983 zu erhöhen ist.

Der Kläger war bis Ende Mai 1978, zuletzt als Maschinenhauer,

knappschaftlich versichert. Neben seiner Tätigkeit im Bergbau war

er seit September 1970 Inhaber eines Gewerbescheins als selb-

ständiger Dolmetscner und Übersetzer für die rumänische und un-

garische Sprache. Als Gerichtsdolmetscher ist er seit 197ü ver-

eidigt und zugelassen. Nach seinem Ausscheiden aus dem Bergbau

bezog der Kläger zunächst bis Ende November 1978 Anpassungsgeld.

Mit Bescheid vom 25. September 1978 gewährte ihm die Beklagte ab

1. Dezember 1978 Knappschaftsausgleichsleistung. Vom 7. De-

zember 1978 bis zum 19. November 1983 war der Kläger beim zu-

ständigen Arbeitsamt als Arbeitssuchender gemeldet. Dort bestan-

den keine Bedenken gegen seine Verfügbarkeit. Seinen Antrag, ihm

Ruhegeld wegen Vollendung des 60. Lebensjahres und Arbeits-

losigkeit zu gewähren, lehnte die Beklagte durch Bescheid vom

28. Dezember 1983 (bestätigt durch den Widerspruchsbescheid vom

30. April 1984) ab, da der Kläger nicht arbeitslos sei, solange

er noch eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübe. Mit einem

weiteren Bescheid vom selben Tage wandelte sie die Knappschafts-

ausgleichsleistung ab 1. Dezember 1983 in Knappschaftsruhegeld
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wegen Vollendung des 60. Lebensjahres und Erfüllung besonderer

Wartezeit um. Dabei ließ die Beklagte die Zeit vom 7. Dezember

1978 bis zum 19. Novemer 1983 als Ausfallzeit infolge Arbeits-

losigkeit ebenfalls wegen der selbständigen Tätigkeit unberück-

sichtigt. Das Widerspruchsverfahren blieb erfolglos (Wider-

spruchsbescheid vom 30. April 1984).

Das Sozialgericht (SG) hat die Bescheide vom 28. Dezember 1983

und 30. April 1989 abgeändert und die Beklagte verurteilt, die

streitige Zeit als Ausfallzeit anzuerkennen, der Berechnung des

Ruhesgeldes zugrunde zu legen und darüber einen Bescheid zu er—

teilen (Urteil Vom 15. November 1984). Auf die Berufung der Be—

klagten hat das Landessozialgericht (LSG) dieses Urteil abge—

ändert und die Klage abgewiesen (Urteil vom 19. September 1985)

Die Bestimmung des % 1259 Abs 1 Satz 5 der Reichsversicherungs—

ordnung -RVO— (: S 36 Abs 1 Satz 5 des Angestelltenversiche—

rungsgesetzes —AVG-)‚ wonach Arbeitslosigkeit im Sinne Nr 3 des

5 1259 Abs 1 Satz 1 EVO nicht vorliege, solange noch eine selb—

ständige Erwerbstätigkeit ausgeübt werde, sei im Recht der

knappschaftlicnen Rentenversicherung nicht enthalten. Sie sei

jedoch analog anzuwenden. Eine selbständige Erwerbstätigkeit sei

auch nicht in entsprechender Anwendung der Si 101, 102 des Ar-

beitsförderungsgesetzes (AFG) außer Betracht zu lassen, wenn sie

geringfügig sei. Das lasse % 8 Abs 1 des Sozialgesetzbuches

- Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung — (SGB “)

nicht zu. Bei Selbständigen sei nicht auf den Umfang der Tätig-

keit abzustellen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Kläger hat dieses Urteil mit der vom LSG zugelassenen Revi-

sion angefochten. Er rügt die unrichtige Anwendung des 9 57 des

Reichsknappschaftsgesetzes (EKG). Ausschließlich nach dieser

Vorschrift, deren Voraussetzungen erfüllt seien, richte sich hier

die Anrechnung der streitigen Ausfallzeit.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG zurückzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers gegen das Urteil des

LSG zurückzuweisen.

Sie hält die angefochtene Entscheidung für zutreffend.

Die Beteiligten haben sich übereinstimmend mit einer Entscheidung

des Rechtsstreits gemäß % 124 Abs 2 des Sozialgerichtsgesetzes

(SGG) ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die zulässige Revision des Klägers ist nicht begründet. Bei der

Berechnung des ihm von der Beklagten gewährten Knappschaftsruhe-

geldes ist die Zeit der Arbeitslosigkeit vom 7. Dezember 1978

bis zum 19. November 1983 nicht als Ausfallzeit zu berücksich-
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tigen.

Nach 5 57 Satz 1 Nr 3 RKG zählen zu den Ausfallzeiten unter be-

stimmten Voraussetzungen solche Zeiten, in denen eine knapp—

schaftlich versicherungspflichtige Beschäftigung durch eine min—

destens einen Kalendermonat andauernde Arbeitslosigkeit unter—

brochen worden ist. Gleichlautende Regelungen sind für den Be-

reich der Arbeiterrentenversicherung in 5 1259 Abs 1 Satz 1 Nr 3

RVO und für die Angestelltenversicherung in s 36 Abs 1 Satz 1

Nr 3 AVG enthalten. Für die beiden zuletzt genannten Versiche-

rungszweige gilt jedoch nach % 1259 Abs 1 Satz 5 RVO bzw 8 3b

Abs 1 Satz 5 AVG, daß Arbeitslosigkeit im Sinne der Nr 3 nicht

vorliegt, solange noch eine selbständige Erwerbstätigkeit ausge-

übt wird. Dieser Satz 5 ist in die genannten Bestimmungen der RVO

und des AVG durch das Rentenreformgesetz (RRG) vom 16. Oktober

1972 (BGBl I, 1965) eingefügt werden, jedoch nicht in $ 57 EKG.

Während der Kläger also die Voraussetzungen der Vorschrift be—

treffend die Ausfallzeit infolge Arbeitslosigkeit in der knapp-

schaftlichen Rentenversicherung ihrem Wortlaut nach erfüllt,

würde ihm in der Arbeiterrentenversicherung oder in der Ange—

stelltenversicherung eine solche Ausfallzeit nicht zuerkannt

werden können. Denn er hat während der streitigen Zeit eine

selbständige Erwerbstätigkeit ausgeübt. Das hat das LSG festge—

stellt und dagegen wendet sich der Kläger nicht mit zulässigen

und begründeten Revisionsrügen, so daß der erkennende Senat gemäß

8 163 SGG an diese Feststellungen gebunden ist. Die insoweit

übereinstimmende Regelung in 5 1259 Abs 1 Satz 5 RVG und s 36

Abs 1 Satz 5 AVG ist im Recht der knappschaftlichen Rentenver-
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sicnerung entsprechend anzuwenden. Das hat das LSG zutreffend

entschieden.

Nach der Rechtsprecnung des Bundessozialgericnts (BSG) ist der

Richter zur Ausfüllung einer Gesetzeslücke dort berufen, wo das

Gesetz mit Absicht schweigt, weil es der Rechtsprechung über-

lassen wollte, das Recht zu finden oder das Schweigen des Ge—

setzes auf einem Versehen oder darauf beruht, daß sich der nicht

geregelte Tatbestand erst nach dem Erlassen des Gesetzes durch

eine Veränderung der Lebensverhältnisse ergeben hat (so BSGE 59,

1ü3‚ 14b : SozR 2200 % 1251 Nr 11; vgl auch BSGE 58, 110, 114 f :

SozR 5755 Art 2 s 1 Nr 0). Zur analogen Anwendung des Gesetzes

auf gesetzlich nicht umfaßte Sachverhalte hat das BSG in der

Entscheidung vom 24. Oktober 1959 (8803 57, 195, 196 : SozR 1500

5 149 Nr 7) ausgeführt, diese sei dann geboten, wenn die Rege-

lungsabsicht des Gesetzgebers wegen der Gleichheit der zugrunde-

liegenden Interessenlage auch den nicht geregelten Fall hätte

einbeziehen müssen. Dieses Gebot beruhe letztlich auf der Forde-

rung normativer Gerechtigkeit, Gleichartiges gleich zu behandeln.

Was nun die im Vergleich zur Rentenversicherung der Arbeiter und

der Angestelltenversicherung fehlende Regelung in $ 57 EKG be—

trifft, wonach eine selbständige Erwerbstätigkeit Arbeitslosig-

keit im Sinne der Nr 3 ausschließt, so beruht das Schweigen des

Gesetzes auf einem Versehen. Das RRG aus dem Jahre 1972 nat unter

anderem die Öffnung der Rentenversicherung für Selbständige ge-

bracht. Davon ist jedoch grundsätzlich die knappschaftliche Ren-

tenversicherung ausgenommen worden. Sie sollte ihren Charakter

als eigenständige Versicherung der Arbeitnehmer des Bergbaus be-
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halten. Jede Durchlässigkeit zugunsten von Personengruppen ohne

enge Beziehungen zum Bergbau hätten diese Sonderstellung beein-

trächtigt (vgl Ilgenfritz, Besondere Regelungen des RRG in der

knappschaftlichen Rentenversicherung, "Der Kompaß" 1972, 330).

Hinsichtlich der Auswirkungen dieser Öffnung der Rentenver-

sicherung hätte es jedoch bestimmter Regelungen im RKG bedurft,

wie sie etwa in s 1259 Abs 1 Satz 5 und S 1247 Abs 2 Satz 5 RVG

enthalten sind. Nach der zuletzt genannten Bestimmung ist nicht

erwerbsunfähig, wer eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübt.

Insoweit ist die Abstimmung der Parallelvorschriften im RKG im

Vergleich zur RVG und zum AVG unterblieben (vgl Ilgenfritz aaO).

In der Begründung zum Entwurf eines Gesetzes über die Öffnung der

gesetzlichen Rentenversicherung für Selbständige (BT-Drucks

VI/2153 Seite 9) heißt es ganz allgemein: "Eine Erwerbsunfähig-

keit gilt nicht als gegeben, wenn noch eine selbständige Er-

werbstätigkeit ausgeübt wird". Es fehlt jeder Hinweis darauf, das

das in der knappschaftlichen Rentenversicherung anders sein soll.

Die Regelungsabsicht des
Gesetzgebers,

mit der Öffnung der Ren-

tenversicherung für Selbständige diese vom Bezug der Rente wegen

Erwerbsunfähigkeit auszuschließen und ihnen keine Ausfallzeit

wegen Arbeitslosigkeit zuzubilligen, solange sie noch eine

selbständige Erwerbstätigkeit ausüben, trifft in gleicher Weise

auf die knappschaftliche Rentenversicherung zu. Wegen der

Gleichheit der zugrundeliegenden Interessenlage hätte der Ge-

setzgeber auch in das RKG gleichlautende Regelungen wie in die

RVO und das AVG, einfügen müssen. Diese Gesetzeslücke ist ver-

fassungskonform unter Berücksichtigung des Gleichheitssatzes in

-g-
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Art 3 Abs 1 des Grundgesetzes (GG) dahingehend zu füllen, daß

5 1259 Abs 1 Satz 5 RVG und & 36 Abs 1 Satz 5 AVG in der knapp—

schaftlichen Rentenversicherung analog anzuwenden sind. Insoweit

bieten die Besonderheiten der eigenständigen Versicherung von

Bergleuten keine Handhabe diese anders zu behandeln und besser zu

stellen als die Versicherten in den beiden anderen Zweigen der

gesetzlichen Rentenversicherung.

Bei einer rein am Wortlaut des RKG orientierten Betrachtungsweise

würde ein Wanderversicherter‚ der - mediziniscn gesehen - er-

werbsunfähig ist aber noch eine selbständige Erwerbstätigkeit

ausübt, Rente wegen Erwerbsunfähigkeit aus der knappschaftlichen

Rentenversicherung erhalten, nicht dagegen aus der Rentenver-

sicherung der Arbeiter und Angestellten (% 101 Abs 1 RKG). Hätte

das in der Absicht des Gesetzgebers gelegen, so hätte bei der

Bedeutung einer solchen Änderung im System der Wanderversicherung

eine Klarstellung erwartet werden können. Auch dieser Gesichts-

punkt spricht für eine prinzipielle Gleichstellung der Selbstän—

digen beim Leistungsbezug in sämtlichen Zweigen der gesetzlichen

Rentenversicherung.

Die somit gebotene Analogie führt dazu, daß der Kläger die

streitige Zeit der Arbeitslosigkeit nicht als Ausfallzeit ange-

rechnet bekommen kann, wenn er damals noch eine selbständige Er—

werbstätigkeit ausgeübt hat. Das hat das LSG zutreffend bejaht.

Nach der Rechtsprechung des BSG übt ein Versicherter eine selb—

ständige Erwerbstätigkeit aus, wenn er im eigenen Namen und auf

eigene Recnnung erwerbstätig ist (so BSGE 39, 152, 153 : SozR
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5750 Art 2 5 52 Nr 1; BSGE 45, 238, 239 : SozR 2200 $ 1247

Nr 19). Nicht erwerbsunfähig im Sinne des 5 1247 Abs 2 Satz 2 BVG

ist der selbständig Erwerbstätige auch, wenn er durch die Tätig—

keit nur noch geringfügige oder nahezu unbedeutende Einkünfte

erzielt (BSGE 51, 190 : SozR 2200 s 1247 Nr 32). Das gilt sogar

ohne Rücksicht auf den Umfang und die Erträge selbständiger Er—

werbstätigkeit (BSG in SozR 2200 % 12A7 Nr 34) oder wenn sie auf

Kosten der Gesundheit ausgeübt wird (BSGE 55, 25ü, 256 : SozR

5850 » 2 Nr 11). In der zuletzt genannten Entscheidung hat das

BSG zudem dargelegt, daß dadurch Art 3 Abs 1 GG nicht verletzt

wird. Soweit die genannten Entscheidungen zu % 12A7 Abs 2 Satz 2

RVO ergangen sind, können sie ohne weiteres auf s 1259 Abs 1

Satz 5 RVG übertragen werden, da der gesetzgeberische Zwecx in-

soweit gleich ist.

Da somit die vom LSG unangegriffen festgestellte selbständige

Erwerbstätigkeit des Klägers die Anrechnung der begehrten Aus-

fallzeit ausschließt, kann seine Revision keinen Erfolg haben.

_10_
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_10_

Die Kostenentscheidung berunt auf 5 193 SGG.
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